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Der Akteneinsichtsausschuss -

ein nic t selten i siissverstandenes Gremium

Recht,

Personal

und

Ordnung

Die Geschäftsstelle des Hessischen
Städtetags erreichen zahlreiche An¬
fragen, die sich inhaltlich mit der
Aufgabenstellung des Aktenein¬
sichtsausschusses auseinander¬
setzen. Die für eine erfolgreiche Ar¬
beit in diesem Gremium wichtigsten
Sachverhalte haben wir nachste¬
hend zusammengefasst.

Der Akteneinsichtsausschuss ist
kein Untersuchungsausschuss
Die Stadtverordnetenversammlung
ist Teil der kommunalen Verwal¬
tung, kein Parlament im staats¬
rechtlichen Sinne. Deshalb kann ein
Akteneinsichtsausschuss nicht die
Rechts ellung eines parlamentari¬
schen Untersuchungsausschusses
haben. Die Vorschriften der Straf¬
prozessordnung, welche ein Vorla¬
den von Zeugen oder ein Befragen
von Mitarbeitern einer Behörde er¬
laubt, sind für den Akteneinsichts¬
ausschuss nicht anwendbar. Somit
hat dieser z. B. kein Recht, eine per¬
sönliche Befragung von einzelnen

itgliedern des Magistra s durch¬
zuführen. Davon unberührt bleibt
das Recht des Gemeindevertreters,
eine Frage an die Gesamtheit des
Magistrats zu richten.

Der Akteneinsichtsausschuss ist
eine besondere Ausgestaltung
des Rechts auf Auskunft gegen¬
über dem Magistrat
Nach § 50 Abs. 2 Satz 1 Hessi¬
sche Gemeindeordnung (HGO)
überwacht die Gemeindevertre¬
tung (Stadt erordnetenversamm¬
lung) die Verwaltung. Dies erfolgt
im Wege von mündlichen Fragen,
schriftlichen Anfragen und in be¬
sonderer Weise durch die Übersen¬
dung der Ergebnisniederschriften
der Sitzungen des Magistrats. In
diesen Kontext ist die Aufgabenstel¬
lung des Akteneinsichtsausschus¬
ses rechtl ch einzuordnen. Sofern
für Sta tverordnete nic t transpa¬
rente Sachverhalte der örtlichen
Verwaltung sich nicht durch Fragen

oder Anfragen aufklären lassen,
darf als Ultima Ra io ein einzuric ¬
tender Akteneinsichtsausschuss
oder ein mit der Akteneinsicht be¬
trauter Fachausschuss selbst in den
Akten der Verwaltung die Antwor¬
ten auf die Fragen suchen, welche
die Stadtverordnetenversammlung
odereine Fraktion dieser gegenüber
der Verwaltung hat. Um eine unan¬
gemessene Ausweitung der Über¬

achung zu einer ausnahmslosen
Kontrolle der Verwaltung zu vermei¬
den, darf sich die Akteneinsicht nur
auf eine durch die Stadtve ordne¬
tenversammlung konkret bestimm¬
te Angelegenheit beziehen. Diese
sollte - um nicht in die laufende
Ver altung steuernd einzugreifen
- in der Bearbeitung durch die Ver¬
waltung abgeschlossen sein. Zur
Erfüllung der Akteneinsicht werden
den Mitgliedern des Ausschusses
die Akten im Rahmen einer Sitzung
überlassen oder diese erhalten Ge¬
legenheit, die Akten in einem defi¬
nierten Zeitfenster zu den Dienst¬
zeiten der Verwaltung in einem dafür
bestimmten Raum zu lesen.

Der Akteneinsichtsausschuss
tagt grundsätzlich öffentlich
Für den Akteneinsichtsausschuss
gelten die gleichen gesetzlichen
Bestimmungen wie für alle anderen
kommunalen Ausschüsse, mit Aus¬
nahme der Wahlausschüsse. Über

§ 62 Abs. 5 HGO gilt der Grundsatz
der Öffentlichkeit nach § 52 Abs. 1
HGO auch für den Akteneinsichts¬
ausschuss. D. h. die Beratungen
d s Aussc usses erfolgen im Bei¬
sein von Besuchern der Sitzung. Al¬
lerdings dürfen jedoch ausschließ¬
l ch die  itglieder des Ausschusses
Einsicht in die Akten und somit
Kenntnis über deren Inhalt nehmen.
Deshalb erfolgen die Einsicht in die
Ak en und der Austausch über de¬
ren Inhalt in der Regel in einem nicht
öffentlichen Teil der Sitzung. Die De¬
batte des Ausschusses über die Be¬
wertung der aus den Akten erlang¬
ten Erkenntnisse hat dagegen im
öffentlichen Rahmen stattzufinden.

Die vom Akteneinsichtsaus¬
schuss eingesehenen Unterlagen
sind grundsätzlich nicht öffentlich
Anders als die Ausschüsse der
Stadtverordnetenversammlung tagt
der Magistrat g undsätzlich in nic t
öffentlicher Sitzung. Dessen Unter¬
lagen sind nicht öffentlich. Die Ak¬
ten der Verwaltung sind somit kein
Allgemeingut. Ausschließlich die
dienstlich dazu Berechtigten dürfen
Einblick in die Akten der Verwaltung
nehmen.IndemdurchdenBeschluss
der Stadtverordnetenversamm¬
lung definierten Prüfungsumfang
sind die Mitglieder des Aktenein¬
sichtsausschusses „dienstlich be¬
rechtigt , Einblick in die Akten der
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Verwaltung zu nehmen. Der Zweck
des Akteneinsichtsausschusses ist
die Kenntnisnahme von Aktenin¬
halten, nicht jedoch der Transport
deren Inhalte an die Öffentlichkeit.
Deshalb ist auch das Kopieren der
eingesehenen Unterlagen unzu¬
lässig. Als Teil der Verwaltung ist
der Stadtverordnete grundsätzlich
zur Verschwiegenheit über verwal-
tungsinteme Vorgänge verpflichtet.
Sofern es ausnahmsweise geboten
erscheint, bestimmte Inhalte der
von den Mitgliedern des Aktenein¬
sichtsausschusses eingesehenen
Unterlagen auch der Öffentlich¬
keit bekannt zu geben, entschei¬
det der Akteneinsichtsausschuss,
welche Inhalte öffentlich werden
dürfen, nicht jedoch das einzelne
Ausschussmitglied. Dies erfolgt

loch nicht durch Kommunikati¬
on mit den Medien, sondern durch
einen Bericht des Ausschusses an
die Stadtverordnetenversammlung
über seine Tätigkeit.

Der Akteneinsichtsausschuss hat
ie Stadtverordnetenversamm¬

lung über seine Tätigkeit zu infor¬
mieren
Ausschüsse sind Hilfsorgane der
Stadtverordnetenversammlung.
Dies gilt auch für den Aktenein¬
sichtsausschuss. In besonderer
Weise steht jedoch bei diesem
Ausschuss keine Beschlussemp¬
fehlun  an die Stadtverordneten¬
versammlung am Ende seiner Tä¬
tigkeit, sondern eine Information,

l )se sollte die Antwort auf die

Fragen beinhalten, welche Anlass
für die Einrichtung des Aktenein¬
sichtsausschusses waren. Außer¬
dem sollte der Bericht Auskunft
über die Anzahl der Sitzungen des
Ausschusses, den Zeitraum der
tatsächlichen Akteneinsicht und
den Umfang der geprüften Akten
beinhalten. Verantwortlich für den
Bericht an die Stadtverordneten¬
versammlung ist die oder der Vor¬
sitzende des Akteneinsichtsaus¬
schusses.

Die Erkenntnisse des Aktenein¬
sichtsausschusses legitimieren
die Stadtverordnetenversamm¬
lung zu keinen Entscheidungen,
die der Kommunalaufsicht zuste¬
hen

Über die Akteneinsicht kann die
Erkenntnis des Ausschusses ent¬
stehen, dass ein Verhalten von

Verwaltungsmitarbeitern oder der
Verwaltungsspitze rechtlich zu
beanstanden sein könnte. Da der
Magistrat an den Sitzungen des
Ausschusses teilnimmt, nimmt er
zwangläufig davon Kenntnis, so¬
fern eine derartige Erkenntnis im
Raum steht. In diesem Fall hat der
Magistrat als Dienstherr die Pflicht,
das mögliche Fehlverhalten aufzu¬
klären und gegebenenfalls diszipli¬
narische Maßnahmen zu ergreifen.
Sollte der Verdacht eines Fehlver¬
haltens eines Mitglieds des Magis¬
trats durch Kenntnisnahme der Ak¬
ten naheliegend erscheinen, kann
der Akteneinsichtsausschuss die¬
sen Verdacht in seinem Bericht an
die Stadtverordnetenversammlung
wiedergeben. Jedoch ist es nicht
die Aufgabe des Ausschusses,
selbst eine Sanktion auszuspre¬
chen oder eine solche gegenüber
der Stadtverordnetenversammlung
anzuregen. Das Recht, disziplinari¬
sche Maßnahmen gegenüber Ma¬
gistratsmitgliedern einzuleiten, ob¬
liegt allein der Kommunalaufsicht.
Jedoch steht es der Stadtverordne¬
tenversammlung frei, die Einleitung
eines Disziplinarverfahrens gegen
ein Mitglied des Magistrats bei der
Kommunalaufsicht zu beantragen,
sofern konkrete Anhaltspunkte für
ein sanktionsfähiges Fehlverhalten
vorliegen. Verschiedentlich wird in
Hessen auch eine Rüge gegenüber
einem Magistratsmitglied durch
die Stadtverordnetenversammlung
ausgesprochen. Diese Erklärung ist
allerdings rechtlich unbeachtlich.
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